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Wie man versichert ist, so wird man behandelt
Kosten der Klinikreform: „Privatversicherte außen vor?“, FR-Wirtschaft vom 23. September

Lauterbachs Vorschläge
sind hanebüchen

Die Krankenhausreform nach
den Vorschlägen des Gesund-
heitsministers Herrn Karl Lauter-
bach ist hanebüchen. Die gesetz-
lich Versicherten tragen die Kos-
ten, die Privatversicherten zahlen
nichts. Im Krankenhaus ist die
Versorgung der Privatversicher-
ten im Gegensatz zu den gesetz-
lich Versicherten erheblich bes-
ser. Es fängt mit dem Kranken-
hauszimmer an, geht weiter über
die Verpflegung, bessere künstli-

che Gelenke. Die Narkosemittel,
die bei PV eingesetzt werden,
sind besser verträglich. Diese
Liste lässt sich endlos verlängern.
Es kann wohl in einer Demokra-
tie – oder sind wir schon eine
Bananenrepublik? – nicht sein,
dass PV an den Kosten nicht be-
teiligt werden, dafür aber in al-
len Bereichen eine bessere Ver-
sorgung erhalten. Man kann
wohl davon ausgehen, dass die
Experten, die für die Kranken-
hausreform zuständig sind, alle
privat versichert sind!

Gisela Wilken, Maintal

Mit der üblichen
Lobby-Brille

Schön wäre es gewesen, wenn
die Chefin des AOK-Bundesver-
band, Frau Reimann, lobend er-
wähnt hätte, wie Privatpatienten
durch ihre hohen Abrechnungs-
sätze den Erhalt von unterbe-
zahlten Chefärzten in Kranken-
häusern ebenso ermöglichen
wie den von ausgelagerten Funk-
tionseinheiten, etwa Röntgenab-
teilungen. Irgendwie setzt sie –
mit der üblichen Lobby-Brille –
auch voraus, dass Privatpatien-

ten sich wohl nicht an den von
Bund und Ländern zur Verfü-
gung gestellten Steuergeldern
beteiligen.

Gewünscht hätte ich mir
statt Fremdschelte, dass sie die
Re-Migration von Privaten in die
gesetzliche Versicherung gefor-
dert hätte. Und progressive Kräf-
te bei der Einführung einer Bür-
gerversicherung öffentlich unter-
stützen würde, statt mit populis-
tischen Sprüchen nach Punkten
für eine Wiederwahl und Schlag-
zeilen zu fischen.

Detlef Lorenz-Ellermann, Eppstein

Die Weichen für die Zukunft werden jetzt gestellt
Landtagswahlen in Ostdeutschland: „Woidke sticht“, FR-Titel vom 23.9. und „In Ostdeutschland entwickelt sich eine Politik ohne Parteien“, FR-Tagethema vom 18.9.

Kein Grund, um in
Euphorie auszubrechen

Als Sozialdemokrat mache ich es
mir nicht so einfach und resü-
miere aus der gewonnenen
Landtagswahl für die SPD ein-
fach die Feststellung, dass das
Wahlergebnis in Brandenburg
gezeigt hat, dass Sozialdemokra-
ten noch Wahlen gewinnen kön-
nen. Viel zu stark sind die exor-
bitanten Gewinne der zumindest
in Teilen rechtsextremen AfD,
und auch die Gewinne des BSW
sprechen nicht unbedingt vom
Vertrauen der meisten Wählerin-
nen undWähler in gesellschaftli-
chen Fortschritt und Demokra-
tie. Denn die ausländerfeindli-
chen Positionen des BSW sind
viel zu stark, als dass wirklich Li-
berale in Euphorie ausbrechen
könnten.

Trotzdem hat sich der Zwei-
kampf zwischen SPD und AfD
mit den Argumenten Dietmar
Woidkes für die SPD zwar knapp,
aber dennoch ausgezahlt. Die
Brandenburger sind also nicht in
einem anderen, braun gefärbten
Land aufgewacht, was zunächst
mal Erleichterung erzeugt. Olaf
Scholz als Bundeskanzler sollte
ähnlich wie Woidke in Branden-
burg bei den Bundestagswahlen
alles auf eine Karte setzen und
deutlich machen, worum es in
erster Linie geht, nämlich um
den Erhalt der liberalen Demo-
kratie in der Bundesrepublik –
und zwar ohne braune Flecken.

Manfred Kirsch, Neuwied

Mit Achtung für den Wert
menschlicher Arbeit

Im Bundestagswahlkampf der
SPD 2021 war der Begriff „Res-
pekt“ überall auf den Plakaten zu
lesen war. Diesen Begriff bezogen
auf den Lebensbereich der Arbeit
zu füllen, müsste sich diese Par-
tei als Aufgabe setzen, um auch
die Menschen im Osten wieder
als Wählerinnen und Wähler zu
gewinnen.

1972 war die SPD als traditio-
nelle Arbeiterpartei stärkste
Fraktion im Bundestag. Seitdem
haben sich lohnabhängige Arbeit
und gehaltsbasierte Beschäfti-
gungen stark gewandelt. Zeitar-
beitsverhältnisse, befristete Ver-
träge, Leiharbeit, Influencing
waren damals unbekannt. Mitbe-
stimmungsmodelle wie bei VW
oder eine Sozialverpflichtung, die

bei Thyssen Krupp Tradition war,
sind heute kaum noch vermittel-
bar. Eine Firma schließt zum Bei-
spiel Standorte von Kliniken, um
sie nebenan wieder zu eröffnen,
nur um eine Arbeitnehmerver-
tretung zu umgehen.

Was in der Arbeitswelt von
heute an Bedeutung verloren hat,
ist das Bewusstsein vom identi-
tätsstiftenden Wert der Arbeit,
der sich gegen die Erzählung von
schnellem Geld durch smarte
Geschäftsideen, Wertpapierhan-
del und Influencing behauptet.
Warum stehen Menschen jeden
Morgen diszipliniert und verant-
wortungsvoll auf und erfüllen
mit der Kraft ihrer Persönlich-
keit gewissenhaft ihre Aufgaben
am Arbeitsplatz? Arbeit bedeutet
für die Identität jedes Menschen
mehr als auf dem Gehaltszettel
steht und das Konto füllt. Sie er-
fahren durch ihren Einsatz und
ihre Kompetenz Wertschätzung
und ein Erlebnis der Würde.

Die SPD wäre aufgerufen, für
die moderne Zeit eine Erzählung

zu liefern, wie Arbeit auch in der
Epoche des Big Business und der
New Economy zur Gestaltung der
Lebenszeit und der individuellen
Sinnfindung beiträgt und höhere
Rendite hat als das Wertpapier
der Börse. Das innere Bewusst-
sein des gesellschaftlichen Wer-
tes und die Anerkennung des ei-
genen Beitrages an Arbeit ver-
pflichtet die Menschen für die
demokratische Gesellschaft und
ihre Protagonisten.

Wird der Wert menschlicher
Arbeit hoch geachtet, müssen im
Gegenzug auch den öffentlichen
Ämtern in Schule und Politik
unserer Gesellschaft Wertschät-
zung und Respekt entgegen ge-
bracht werden. Das Bemühen
um Bildung, um eine ethisch-
moralische reflektierte Lebens-
führung und lebenslanges Ler-
nen sollte die Menschen aus allen
Schichten und Kulturen verei-
nen. Kreative Tatkraft, Initiative
und Innovationswille müssen
sich lohnen und bei den Men-
schen im Osten und Westen

nachgefragt werden. „Respekt,
weil du es wert bist“ wäre ein
Motto für den neuen Wahlkampf.

Peter Hartwig, Ginsheim-Gustavsburg

Anspruch undWirklichkeit
liegen weit auseinander

Im Januar formulierte Sarah Wa-
genknecht im Interview mit der
Berliner Morgenpost: „Wir soll-
ten die AfD nicht größer reden,
als sie ist“ und „Natürlich wün-
sche ich mir, dass wir viele Wäh-
ler, auch solche der AfD, über-
zeugen können.“ Das könne da-
zu beitragen, dass Thüringen
wieder regierbar werde, mit ei-
ner Koalition, die eine parlamen-
tarische, aber auch gesellschaftli-
che Mehrheit hinter sich habe.

Tatsächlich hat die abenteuer-
liche Teilnahme des BSW an der
Landtagswahl in Thüringen dazu
geführt, dass die AfD mit deutli-
chem Abstand zu allen anderen
Parteien stärkste Fraktion im
Landtag geworden ist. Jetzt kann
sie mit Berufung auf parlamenta-
rische Tradition für Björn Höcke
den Posten des Ministerpräsi-
denten einfordern. Auch und ge-
rade beim BSW liegen Anspruch
und Wirklichkeit weit auseinan-
der. Eine Koalition aus AfD und
BSW sollte am Ende niemanden
wirklich überraschen. „Reflexar-
tig alles abzulehnen, was von der
AfD kommt, hat die Partei nicht
ausgebremst“ – Sarah Wagen-
knecht zur FAZ vor der Land-
tagswahl. Hans Möller, Frankfurt

Ein Zusammenleben
in Ruhe und Ordnung

Die Demokratie bietet uns Men-
schen die wohl beste Wahl, in Ru-
he und Ordnung zusammenzule-
ben. Dazu braucht es sicher Men-
schen, die uns diese Ruhe und
Ordnung garantieren. Menschen,
die sich in Politik und Wirtschaft,
in Organisationen oder in ehren-
amtlicher Arbeit engagieren. Das
ist gut, ohne diese funktioniert
keine Demokratie. Was ich für
den Begriff und das Empfinden
für Demokratie störend empfin-
de, sind Worte wie Wahlkampf
(der Kampf um die Macht?),
Wahlsieg, danach dann Frakti-
onszwang. Macht und Demokra-
tie, das passt nicht so recht zuei-
nander. Demokratie spricht ande-
reWorte. Wilhelm Pabst, Erlensee

Diskussion: frblog.de/wahlen-ost

Teilnehmer einer Protestdemo gegen die rechte Politik der AfD
versammeln sich in Potsdam (Brandenburg). DPA

Migranten auf
die Straße
Zu: „Mir sind die Ängste der AfD-Wähler
völlig egal“ , FR-Tagesthema vom 20.9.

Danke, Burak Yilmaz, für den er-
hellenden Perspektivwechsel auf
die Sichtweise von Migrant:innen
angesichts der neuerlichen Stim-
mungsmache gegen Asylsuchen-
de. Dabei versuchen Sie aller-
dings, diejenigen Demons-
trant:innen an den Pranger zu
stellen, die im Frühjahr gegen die
AfD auf die Straße gegangen sind.
Sie sagen, viele Migrant:innen
würden sich jetzt fragen, wo all
diese Leute geblieben sind. „Wa-
rum erheben die nicht ihre Stim-
me? Warum sagen die nichts und
üben Druck auf die Parteien
aus?“

Nun, da fühle mich angespro-
chen, denn ich hatte seinerzeit
demonstriert. Mir fiel allerdings
damals schon auf, dass recht we-
nige Migrant:innen auf der Demo
zu sehen waren. Warum erheben
die nicht selbst ihre Stimme?, ha-
be ich mich gefragt. Und das frage
ich auch Herrn Yilmaz jetzt: Wa-
rum gehen die vielen Migrant:in-
nen nicht auch selbst auf die Stra-
ße und demonstrieren? Sie leben
hier in einer Demokratie, in der
man sich um seine Rechte immer
wieder selbst kümmern muss.

Daher lautet mein Appell: Herr
Yilmaz, liebe Migrantinnen und
Migranten, gehen Sie bitte selbst
auf die Straße, demonstrieren
auch Sie gegen den Aufstieg des
Faschismus und zeigen Sie, dass
Sie verstanden haben, wie Demo-
kratie funktioniert. Üben Sie sel-
ber Druck auf die Parteien aus.
Ich freue mich, wenn Sie zahl-
reich an den Klimaprotesten teil-
nehmen, denn die betreffen uns
auch alle. Susanne Köhler, Frankfurt

Trauriges Bild
vom Kanzler
Zu: „Die UN stehen wieder gespalten
da“, FR-Politik vom 23. September

Das Foto von Scholz im Kontext
zum Beitrag fordert eine deutli-
che Anmerkung geradezu heraus!
Da steigt der deutsche Bundes-
kanzler in diplomatischer Missi-
on zur UN-Vollversammlung (!) in
New York die Gangway des Regie-
rungsfliegers herunter in einer
Montur, dass man fast zweimal
hinschauen muss, ob er es ist.
Man glaubt es nicht! Der deut-
sche Regierungschef präsentiert
sich im Outfit wie zum Campen
oder zum Ernteeinsatz in einer
Art Regenjoppe, in abgetragenen
Jeans, grobem Schuhwerk, mit
seiner abgetragenen, vollen Ak-
tentasche wie ein pingeliger
Buchhaltertyp, und die linke Ver-
legenheitshand in üblich ver-
klemmter Haltung weiß nicht,
wo sonst hin mit ihr. Da war so-
gar der alte Mao Tse Tung in sei-
ner quasi militärischen Arbei-
terkluft besser angezogen.

Bisher hatte ich keine rechte
Vorstellung, was die Wiener mei-
nen, wenn sie uns Deutsche
„Piefke“ nennen. Nu weiß ich’s.
Irgendwie stimmt sein Bild dann
auch mit dem Zustand unseres
Landes überein. Traurig.

Thilo Krause-Palfner, Frankfurt


